
P. b. b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien
2327

4 III   116

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1997 Ausgegeben am 2. September 1997 Teil III

140. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über das auf die Form letztwilliger
Verfügungen anzuwendende Recht

141. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über Staatenimmunität
142. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Rechtsstellung

der unehelichen Kinder
143. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Überstellung verurteilter

Personen
144. Kundmachung: Geltungsbereich des Internationalen Übereinkommens zur Regelung des

Walfangs und Protokoll
145. Kundmachung: Geltungsbereich der Vereinbarung (M52) nach Rn. 10 602 des ADR über die

Beförderung fester Stoffe des Buchstaben a der Klassen 6.1 und 8 in Tank-
fahrzeugen und Tankcontainern

146. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Übertragung
der Strafverfolgung

140. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über das auf die Form letztwilliger Verfügungen anzuwendende Recht

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten der Niederlande findet auf
Grund von Erklärungen des Vereinigten Königreichs und der Volksrepublik China das Übereinkommen
über das auf die Form letztwilliger Verfügungen anzuwendende Recht (BGBl. Nr. 295/1963, letzte
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 134/1995) auf die Sonderverwaltungsregion Hongkong
mit nachstehender Erklärung weiterhin Anwendung:

Gemäß Art. 9 des Übereinkommens behält sich die Regierung der Volksrepublik China für die
Sonderverwaltungsregion Hongkong abweichend von Art. 1 Abs. 3 das Recht vor, den Ort, an dem der
Erblasser seinen Wohnsitz hat, nach dem am Gerichtsort geltenden Recht zu bestimmen.

Soweit die Sonderverwaltungsregion Hongkong betroffen ist, wird gemäß Art. 9 der Ort, an dem der
Erblasser seinen Wohnsitz hat, nach dem am Gerichtsort geltenden Recht bestimmt.

Klima

141. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäi-
schen Übereinkommens über Staatenimmunität

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats ist die Anwendung des Europäischen
Übereinkommens über Staatenimmunität (BGBl. Nr. 432/1976, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. Nr. 432/1992) auf Hongkong auf Grund einer Erklärung des Vereinigten Königreichs mit
1. Juli 1997 erloschen.

Klima

142. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäi-
schen Übereinkommens über die Rechtsstellung der unehelichen Kinder

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre Ratifi-
kationsurkunden zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtsstellung der unehelichen Kinder
(BGBl. Nr. 313/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 44/1997) hinterlegt:
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Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde:

Liechtenstein 17. April 1997
Litauen 17. April 1997

Liechtenstein hat anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde folgende Vorbehalte
erklärt bzw. Erklärung abgegeben:

Vorbehalte:

Art. 4:

Die Gesetze Liechtensteins, die die Erhebung von Einsprüchen bei freiwilliger Anerkennung durch
eine Person, die der biologische Vater ist, nicht ausschließen, bleiben vorbehalten.

Art. 9:

Die Gesetze Liechtensteins, die in bezug auf Eheleute nicht in jedem Fall das gleiche Recht am
Nachlaß eines unehelichen Kindes dem eines ehelichen Kindes einräumen, bleiben vorbehalten.

Erklärung:

Das Fürstentum Liechtenstein erklärt, daß die Art. 9 und 10 nicht in dem Sinne ausgelegt werden,
daß einem unehelichen Kind das Recht gewährt wird, den Thron zu besteigen. Dieses Recht kann nur auf
eine bestimmte Kategorie von Erben übertragen werden.

Klima

143. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die Überstellung verurteilter Personen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats ist die Anwendung des Übereinkommens über
die Überstellung verurteilter Personen (BGBl. Nr. 524/1986, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs
BGBl. III Nr. 118/1997) auf Hongkong auf Grund einer Erklärung des Vereinigten Königreichs mit
1. Juli 1997 erloschen.

Klima

144. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Internatio-
nalen Übereinkommens zur Regelung des Walfangs und Protokoll

Nach Mitteilung der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika hat China den Geltungsbereich
des Internationalen Übereinkommens zur Regelung des Walfangs und des Protokolls (BGBl.
Nr. 44/1995) mit Wirksamkeit vom 1. Juli 1997 auf die Sonderverwaltungsregion Hongkong ausgedehnt.

Klima

145. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Verein-
barung (M52) nach Rn. 10 602 des ADR über die Beförderung fester Stoffe des
Buchstaben a der Klassen 6.1 und 8 in Tankfahrzeugen und Tankcontainern

Die Vereinbarung (M52) nach Rn. 10 602 des ADR über die Beförderung fester Stoffe des
Buchstaben a der Klassen 6.1 und 8 in Tankfahrzeugen und Tankcontainern (BGBl. III Nr. 93/1997,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 122/1997) wurde von der Tschechischen
Republik am 17. Juni 1997 unterzeichnet.

Klima

146. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäi-
schen Übereinkommens über die Übertragung der Strafverfolgung

Die Kundmachung in BGBl. III Nr. 117/1997 wird dahingehend berichtigt, daß die von Lettland
anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde abgegebene Erklärung wie folgt lautet:
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„Gemäß Abs. 2 des Art. 13 des Übereinkommens erklärt die Republik Lettland, daß Ersuchen um
Unterstützung zu senden sind an:

das Innenministerium – während der Untersuchung im Vorverfahren bis zur Einleitung der
Strafverfolgung;

Raina blvd 6
Riga, LV-1533, Lettland
Fax: 371.2.223853
Tel.: 371.2.219263

die Generalstaatsanwaltschaft – während der Untersuchung im Vorverfahren bis zur Vorlage des Falls an
das Gericht;

O. Kalpaka blvd 6
Riga, LV-1801, Lettland
Fax: 371.7.212231
Tel.: 371.7.320085

das Justizministerium – während der Hauptverhandlung;

Brivibas blvd 36
Riga, LV-1536, Lettland
Fax: 371.7.285575
Tel.: 371.7.282607

371.7.280437

Gemäß Abs. 2 des Art. 18 des Übereinkommens verlangt die Republik Lettland, daß mit Ausnahme
der in Art. 16 Abs. 2 des Übereinkommens erwähnten Abschrift der schriftlichen Entscheidung alle
Schriftstücke mit einer Übersetzung in die englische Sprache versehen sein müssen.

Gemäß der Anlage II des Übereinkommens legt die Republik Lettland fest, daß sich der Ausdruck
„Staatsangehörige“ im Sinne dieses Übereinkommens auf Staatsbürger der Republik Lettland und jene
Nichtstaatsangehörigen bezieht, die dem Gesetz über das Statut der Bürger der ehemaligen Sowjetunion
unterliegen und die nicht Bürger Lettlands oder eines anderen Staates sind.“

Klima


